


  





WAZ  02. April Zwangsabgabe trifft Familien  -Ein Leserbrief. 

Aus meiner Sicht ist dieses Thema sowohl von regionaler als auch von überregionaler Bedeutung 

und betrifft früher oder später sehr viele Hausbesitzer von Anwohnerstraßen. 

Laut Statistik (Landesamt für Statistik aus dem Jahre 2008) verfügen 52 Prozent aller Haushalte in 

Niedersachsen über Haus- und Grundbesitz. Von diesen Haus- und Grundbesitzern besaßen zu 

diesem Zeitpunkt 73 Prozent Ein- oder Mehrfamilienhäuser.

Es ist ersichtlich, dass diese Zwangsabgabe früher oder später jeden Hausbesitzer und damit auch 

sehr viele Familien treffen wird, mit zum Teil existenzbedrohenden Konsequenzen, weil es hier um 

Beträge im fünfstelligen Bereich handelt.

Die meisten sind – wie ich auch – nicht davon ausgegangen, dass uns per Landesgesetz die 

Gemeinden mit zum Teil sehr hohen Gebühren für die Straßensanierungen noch einmal in die 

Tasche greifen können (nicht müssen). Inzwischen scheint sich dieser Umstand aber 

herumgesprochen zu haben, weil sich nicht nur in Velpke, sondern in Niedersachsen und im 

gesamten Bundesgebiet massiver Widerstand regt. Die ersten Landesregierungen haben tatsächlich 

die Grundlage für die Erhebung von Straßenausbaubeträgen abgeschafft. Auch in Niedersachsen 

war die Strabs auf Anregung der FDP schon mehrfach Thema im Landesparlament, zuletzt im 

November 2018. Die FDP hat sich als (bisher) einzige Partei dafür ausgesprochen das Landesgesetz

(Niedersächsischen Kommunalabgabegesetztes (NKAG, § 6) abzuändern.

Darüber hinaus haben viele kommunale Parlamente Resolutionen an die Landesregierung gerichtet 

mit der Forderung die Strabs abzuschaffen beziehungsweise das Landesgesetz zu ändern. Ebenso 

haben die großen Verbände (Bund der Steuerzahler und der Verband der Grund- und Hausbesitzer) 

entsprechende Resolutionen an die Landesregierung gerichtet. 











     
 
An den 

NDS Ministerpräsidenten Stephan Weil 

Landtagspräsidentin Dr. Gabriele Andretta 

Innenminister Boris Pistorius 

NDS Finanzminister Reinhold Hilbers 

Ausschuss für Inneres und Sport                                      als offener Brief für die Presse 

im Niedersächsischen Landtag                                                                09.06.2020 

NSGB Dr. Trips  

 
Niedersachsens vergessene „Bürger“ 
 
Bündnis aus Bürgerinitiativen und Verbände weisen auf die Doppelbelastung  
der Bürger durch Straßenausbaubeitragssatzung (Strabs) und Corona hin 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die Folgen der Strabs haben wir bereits in unserer letzten Stellungnahme ausführlich beschrieben, darin 
begründet sich auch der stetige Zuwachs im Niedersächsischen Bündnis gegen Straßenausbaubeiträge 
mit mittlerweile über 80 Bürgerinitiativen.  Das Aktionsbündnis VWE, NBgS und ASK BISSS verdeutlichen 
die stetigen Zukunftsängste der Straßenanlieger und setzen sich weiterhin für die Abschaffung der Strabs 
ein. 
 
Strabs in den Landeshaushalt integrieren 
Durch die derzeitige Corona Krise trifft es Anlieger von kommunalen Straßen mit doppelter Wucht. Die 
in dieser Zeit besonders negativen Folgewirkungen wie Krankheit, Arbeitsplatzverlust, Kurzarbeit, 
Insolvenz bringt unser aller Gleichgewicht ins Schwanken. Um diese Krise zu meistern, nimmt die Politik 
auch viel Geld in die Hand, soziale Härten sollen abgemildert, die Wirtschaft angekurbelt werden. Bisher 
unvorstellbare Summen werden bereitgestellt und pflastern unseren zukunftsträchtigen 
erfolgversprechenden Weg aus der Krise, hier dürfen die von der Strabs betroffenen Bürger nicht 
vergessen werden. 
 
Konjunkturprogramme zur Ankurbelung der Innennachfrage erscheinen angebracht, um die 
Steuereinnahmen möglichst schnell wieder ansteigen zu lassen. Es ist jedoch dem Bürger nicht mehr 
zu vermitteln, wenn Unmengen an Geldern bewegt werden, er jedoch in letzter Konsequenz sein Heim 
verliert und im Regen stehen gelassen wird. Um dies zu vermeiden, besteht die Möglichkeit einen 
Bruchteil an Finanzmitteln, zweckgebunden für die Strabs, in den Landeshaushalt zu integrieren, somit 
wird der Bürger entlastet, es entsteht soziale Stabilität und jeder kann in die heimische Wirtschaft 
investieren, um so der Konjunktur auf die Beine zu helfen und sich am kommunalen wirtschaftlichen 
Aufschwung beteiligen. Die Corona Krise zeigt mehr als deutlich, dass die Abschaffung der Strabs zum 
Pflichtprogramm gehören muss. 
 
Als erste Maßnahme wäre die landesweite Aussetzung von Straßenausbaubeiträgen zumindest bis zur 
wirtschaftlichen Erholung der Menschen in Niedersachsen anständig und angemessen. Deshalb fordern 
wir eine Ergänzung bzw. einen Erlass zum NKAG, dass die entsprechenden Regelungen zu § 6, § 6 b 
und § 6 c NKAG bis zum 31.12.2021 ausgesetzt werden. 
 
Abschaffung der Strabs ist keine Frage der Finanzierung,  
sondern ein Grundwert unserer Gesellschaft 
Über den Tellerrand blickend, sehen wir 9 Bundesländer, welche die Strabs bisher schon abgeschafft 
haben. Trotz finanzieller Belastung der Landeshaushalte war Geld nicht die Grundlage für die 
Abschaffung, vielmehr stand der Schutz des Bürgers vor sozialem Ruin und Ungerechtigkeit im 
Vordergrund. 
 



Die BGE informiert: 

Ortsratsitzung vom 09.05.2019

























 
Doch wie entsteht soziales fürsorgliches Handeln? Die Antwort findet sich in uns allen.  
Es sind die grundsätzlichen Werte, die ein soziales Miteinander erst möglich machen, Werte, die 
unseren Lebensrhythmus begleiten, die den Grundstock für unser Zusammenleben bilden. 
. 
Werte…die schon in der kleinen Einheit der Familie gelebt werden  
Werte…die in 9 Bundesländer für die Abschaffung der Strabs stehen 
Werte…die das Fundament unseres Grundgesetzes bilden 
Werte…die für unsere Demokratie stehen 
 
Und genau diese Werte dürfen im Föderalismus vor Ländergrenzen keinen Halt machen. 
Was in 9 Bundesländern als sozial ungerecht gesehen wird, muss in unserer föderalen Gesellschaft 
auch gleich gewertet werden, denn nur Gemeinschaftlichkeit gibt uns die Kraft, unsere Werte in unserer 
Demokratie zu leben. Somit ist die Abschaffung der Strabs keine Frage der Finanzierung, sondern ein 
Grundwert unserer Gesellschaft. 
 
Wir alle möchten diese bedrückende Zeit überstehen, jedoch nicht im Nachhinein an den Zahlungen für 
die Strabs scheitern und doch in die soziale Falle geraten, die durch die Corona bedingten Maßnahmen 
vermieden werden soll. 
 
Es obliegt Ihnen, wie Sie die Kosten der Straßenbeiträge einbinden, Möglichkeiten gibt es viele, Sie 
müssen nur wollen. Jetzt ist die Zeit, die Strabs abzuschaffen. Der Bürger wird es Ihnen danken, die 
nächsten Wahlen stehen vor der Tür. Frei nach dem Motto – Heute handeln – morgen profitieren 
 
mit freundlichen Grüßen 
 
 
VWE Verband Wohneigentum Niedersachsen  Tibor Herczeg 
 
ASK BISSS Werner Eggers + Harald Beckmann 
 
NBgS Lenkungsgruppe Niedersächsisches Bündnis  
           gegen Straßenausbaubeiträge  
            
           Angelika Flohr-Flögel 
           Bernd Jackisch 
           Kurt Karlisch 
           Heiko Malinski 
           Edmund Nürnberg 
           Maren & Michael Zacharias 



Anwesende BGE Mitglieder

Frau Beise
Herr Richter
Herr Wagner
Herr Helms
Herr Gritzke
Herr Beise

Zu Punkt 1 Einwohnerfragestunde

- Vorstellung der BGE im Ortsrats
- Kurzpräsentation über Gründe und Ziele der BGE
- Vorstellung der WEB Seite : www.wob-bge.de

- Info zur Kontaktaufnahme von Bürgern mit der BGE über die 
   Email Adresse : Info@wob-bge.de

Ergebnis:
                             - Anerkennung durch die Mitglieder des Ortsrates
                               sowie Zusammenarbeit mit der BGE

         - Der BGE wird seitens der Stadt ein Betrag in Höhe von 1.600,00€
                     für eine stadtteilbezogene Arbeit zur Verfügung gestellt 
                     Voraussetzung: Eröffnung eines Kontos

             ( Antrag eingereicht: Sparkasse Dunantplatz )

zu Punkt 7.1 Parkraumkonzept Dunantplatz

         - Hierzu gab es diverse Berichte in den Zeitungen WAZ, 
            WN und Kurier der Parteien und der BGE.
                      (siehe Artikel unter der Rubrik :Dunantplatz )

          - Hr. Enversen , SPD
                      Die Situation ist seit längerem bekannt. Wird z.Zt. von der       

            Verwaltung bearbeitet.
- Hr. Huhnholz , PUG

             Im Konzept soll der freie Zugang über beide Treppen neben dem 
     Brunnen erhalten werden.

- Hr. Niewandt, CDU
  Ursache für die Parksituation auf dem Dunantplatz sind die nun 

    kostenpflichtigen Parkplätze an der Sauerbruchstraße 
   ( Schotterparkplätze vor dem Klinikum ) 

             Vorschlag: Die betreffenden Plätze müssen wieder kostenfrei zur 
            Verfügung gestellt werde. Somit würden die Mitarbeiter des  
            Klinikums diese wieder aufsuchen.



zu Punkt 7.1 Parkraumkonzept Dunantplatz

Ergebnis:
           Einigkeit aller Fraktionen über die angespannte Situation auf dem 

                     Dunantplatz. Es gibt diverse Vorschläge der Parteien sowie 
 der BGE .

           Wir bleiben am Ball

zu Punkt 7.2  Forderungskatalog der BGE vom 13.03.2019

- Reduzierung der Taxiplätze von 4 auf 2 Stellplätze

Ergebnis:
- Die PUG hat die Anregung aufgenommen und als Antrag in    

            Ortsrat eingebracht.Der Verwaltung wurde der Antrag zur 
            Stellungnahme und Überprüfung übergeben.

                      Wir bleiben am Ball

 
zu Punkt 7.3  Ansiedlung Nahversorger

- Antrag der PUG

 Teils hitzige Debatte zwischen PUG und der SPD über den   
Zeitpunkt, wann, welche Partei die Urheberrechte auf das Thema 
hat. Hr. Enversen echauffierte sich besonders. Er warf der PUG 
Unredlichkeit vor. Dieses gipfelte in einem Rundumschlag 
gegenüber Herrn Cimniak, PUG.

Ergebnis:
- Der Antrag wurde zurückgezogen. Einigung über einen 

                       interfraktionellen Antrag. Bestätigung im Ortsrat für den - 
                       Investitionsschutz des Lebensmittelmarktes

   NAHKAUF, Inh. Hr. Schmidt.
          - Aus Sicht der SPD muss die Röntgenstraße in die

  Neugestaltung / Umbau des Dunantplatzes einbezogen werden.
          - Hr. Enversen: Übergabe eines Flyer an die BGE , wann die SPD 

                      bereits die Maßnahmen in Angriff genommen hat.

  Wir bleiben am Ball
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